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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Verschmutzung der See durch öl 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Margulies, Dr. Schild, Geiger (München) und 
Genossen 

— Drucksache 1636 - 

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu 1. 

Die Ausstattung der deutschen Häfen mit den in Artikel VIII des 
Übereinkommens zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, genannten Auffanganlagen für Trockenfrachter 
— nicht für Tanker — ist eine Angelegenheit der Küstenländer bzw. 
der Gemeinden. Artikel VIII des Übereinkommens begründet im 
übrigen eine Verpflichtung, für die Ausstattung der Haupthäfen 
mit Ölauffanganlagen zu sorgen, erst drei Jahre nach dem Inkraft- 
treten des Übereinkommens, für die Bundesrepublik also erst 
Mitte 1961. Nach den mir vorliegenden Berichten sind jedoch 
bereits in folgenden Seehäfen derartige Anlagen vorhanden: 

a) in Hamburg zwei Anlagen, 

b) in Bremerhaven eine kleinere Anlage, 

c) in Emden eine Anlage; eine weitere Anlage wird errichtet, 

d) in in Bremen wird eine Anlage voraussichtlich bis Mitte 1961 
betriebsbereit sein, 

e) in Brunsbüttelkoog ist die Errichtung einer Anlage geplant. 

Zu 2. 

Ob die bestehenden Verbotszonen als ausreichend — jedenfalls 
für den Schutz der deutschen Küsten — anzusehen sind, kann 
abschließend erst beurteilt werden, wenn alle Schiffahrtsnationen 
dem Übereinkommen beigetreten sind. Leider stehen aber einige 
wichtige Schiffahrtsländer immer noch abseits. Die Bundesre- 
gierung ist — hauptsächlich durch Unterstützung der Inter- 
Governmental Maritime Consultative Organisation (IMCO) — 
ständig bemüht, weitere Staaten mit großen Flotten zum Beitritt 
zu veranlassen. Die USA und UdSSR bereiten ihren Beitritt vor. 
Auf Schiffsführungen der Nichtmitgliedsländer kann nur mit 
Ermahnungen eingewirkt werden. Das geschieht u. a. mit einer 
vom Bundesminister für Verkehr herausgegebenen Broschüre. 
Hingegen ist die Anwendung polizeilicher Zwangsmittel auf der 
offenen See völkerrechtlich ausgeschlossen. 
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Die durch Artikel IX des Übereinkommens begründete Verpflich- 
tung, auf den Schiffen Öltagebücher zu führen und das Ablassen 
von Ölrückständen einzutragen, ist — für sich betrachtet — sehr 
problematisch. Sie hat jedoch durch das Zustimmungsgesetz vom 
21. März 1956 eine begrenzte praktische Bedeutung erlangt, da 
Artikel 6 Abs. 2 des Gesetzes den Schiffsführer mit Geldstrafe 
bedroht, wenn er die vorgeschriebenen Eintragungen unterläßt 
oder wahrheitswidrige Eintragungen macht. 

Zur Revision des Übereinkommens soll in London voraussichtlich 
Anfang 1962 eine internationale Konferenz stattfinden. Es ist zu 
erwarten, daß dabei sowohl die Verbote als auch die Kontrollvor- 
schriften des Übereinkommens international verschärft werden. 

Zu 3. 

Es trifft zu, daß idi bisher nur eine Rechtsverordnung nach 
Artikel 3 Nr. 4 des Gesetzes vom 21. März 1956 erlassen habe, 
und zwar die Verordnung über die Form und Führung der Öl- 
tagebücher vom 22. Mai 1959 (BGBl. II S. 560). Von den übrigen 
Ermächtigungen Gebrauch zu machen, bestand bisher keine Ver- 
anlassung: 

a) Mit einerVerordnung nach Artikel 3 Nr. 1 a.a.O. könnten ledig- 
lich etwaige Zweifel behoben werden, ob bestimmte schwach 
ölhaltige Gemische noch abgelassen werden dürfen oder be- 
reits unter das gesetzliche Verbot fallen. Derartige Zweifel 
haben sich bisher nicht ergeben. 

b) Nach Artikel 3 Nr. 2 und 3 a.a.O. können Vorschriften erlassen 
werden über,, die Maßnahmen, die das Eindringen von Heizöl 
oder schwerem Dieselöl in die Bilgen verhindern" sowie über 
,,den Wirkungsgrad von Ölwasserseparatoren". Die Vorschrift, 
eine der genannten Vorkehrungen zu treffen, ist in Artikel VII 
des Übereinkommens bereits gegeben. Eine Überprüfung der 
betroffenen deutschen Schiffe durch die See-Berufsgenossen- 
schaft hat ergeben, daß diese Vorschrift erfüllt worden ist. Die 
derzeitigen, mit Ölwasserseparatoren und Einrichtungen zur 
Verhinderung des Eindringens von sdiweren ölen in die Bilgen 
gemachten Erfahrungen reichen noch nicht aus, um verbind- 
liche Vorschriften zu erlassen. 

c) Mit Ermächtigung des Artikel 3 Nr. 5 a.a.O. könnten Verfahrens- 
vorschriften erlassen werden, um die nach Artikel X des Über- 
einkommens vorgesehenen Meldungen über Zuwiderhand- 
lungen sicherzustellen. Ich brauchte von der vorsorglich zur 
Verfügung gestellten Ermächtigung nicht Gebrauch zu madien, 
da alle in Betracht kommenden Dienststellen der Länder und 
des Bundes verantwortungsbewußt und reibungslos Zusam- 
menarbeiten. Auch wenn sich künftig gelegentlich Schwierig- 
keiten ergeben sollten, würde sicher eine verwaltungsinterne 
Regelung einer Reditsverordnung vorzuziehen sein. 

d) Eine Verordnung nach Artikel 3 Nr. 6 a.a.O. kann nur erlassen 
werden, wenn sich außerhalb des Nord- und Ostseeraumes 
die Verbotszonen vor den Küsten anderer Staaten ändern 
sollten. Das ist bisher nicht geschehen. 
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Zu 4. 

Es sind bislang drei strafbare Handlungen gemäß Artikel 6 des 
Gesetzes festgestellt worden. Bestrafungen erfolgten in diesen 
Fällen nicht. Der Verstoß des holländischen M. S. „Marcella" ist 
der niederländischen Behörde am 29. Mai 1957 vor Inkrafttreten 
des Übereinkommens mitgeteilt worden. Der Vorfall des libe- 
rianischen Tankers ,,King Theras" konnte nicht weiterverfolgt 
werden, da Liberia dem Übereinkommen nicht beigetreten ist. 
Gegen den Kapitän des deutschen Tankschiffes ,, Bergeland", 
das am 28. August 1958 im Kattegat öl über Bord pumpte, hat 
das Landgericht Hamburg das Verfahren am 4. Juni 1959 mangels 
Beweises eingestellt, da dem Kapitän ein zur Verurteilung aus- 
reichendes Verschulden nicht nachgewiesen werden konnte. 

Soweit Ölverschmutzungen in den Häfen oder innerhalb der 
Hoheitsgewässer festgestellt wurden, sind die Täter in vielen 
Fällen ermittelt und entsprechend bestraft bzw. für den Schaden 
haftbar gemacht worden. 

Zu 5. 

Die neuerlichen Vorfälle konnten nidit aufgeklärt werden. Die 
Anliegerstaaten der Nord- und Ostsee führen keine laufenden 
Kontrollen auf hoher See durch Schiffe oder Flugzeuge durch, 
sie sind daher im wesentlichen auf Anzeigen und Mitteilungen 
Dritter angewiesen. 

Mit dem Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
wurde deshalb vereinbart, daß die von Schiffen abgegebenen 
Funktelegramme über die Verschmutzung der See durch öl 
gebührenfrei für die Schiffahrt befördert werden. Die Kosten 
werden von mir übernommen. 

Abschließend bleibt zu bemerken, daß der Bund im Rahmen 
seiner Mitverantwortlichkeit für die Seehäfen nach § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der 
Seeschiffahrt vom 22, November 1950 (BGBL S. 767) die Bemüh- 
ungen der Länder um die Errichtung von ölauffanganlagen 
unterstützen wird, soweit dies zur Erhaltung der Leistungs- 
fähigkeit der Seehäfen erforderlich werden sollte. Darüber 
hinaus wird der Bund auch durch § 44 des vom Bundestag in 
seiner 95. Sitzung vom 20. Januar 1960 verabschiedeten Geset- 
zes zur Reinhaltung der Bundeswasserstraßen die Möglichkeit 
erhalten, unter den im Gesetz genannten Voraussetzungen 
die Errichtung und den Ausbau von ölauffanganlagen zu för- 
dern. Das Gesetz zur Reinhaltung der Bundeswasserstraßen sollte 
bereits am 1 . März in Kraft treten. Die Mehrheit des Bundesrates 
hat dies leider durch Anrufung des Vermittlungsausschusses 
verhindert. 


Seebohm 
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